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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Eine parlamentarische Initiative Hodgers (gp, GE) wollte im Sprachengesetz regeln, dass
öffentliche Ansprachen von Regierungsmitgliedern immer in einer offiziellen
Amtssprache gehalten werden. Der Initiant stiess sich am Umstand, dass in den letzten
Jahren Bundesrätinnen und Bundesräte an öffentlichen Veranstaltungen und in den
Medien immer häufiger Dialekt sprechen würden. Dies vermittle nicht nur den Eindruck,
dass Hochdeutsch eine zweitrangige Sprache in der Schweiz sei, sondern würde auch
den Zugang zu den Äusserungen für die nicht dialektkundige Bevölkerung erschweren.
Die WBK-NR begründete ihre Empfehlung, der Initiative nicht Folge zu geben, damit,
dass keine stossende Verletzung des Prinzips eines übermässigen und unreflektierten
Gebrauchs der Dialektsprache erkennbar sei, und dass die Regierungsmitglieder
autonom und ohne gesetzliche Grundlage in der Lage seien, Sensibilitäten situativ
richtig abzuwägen. Die grosse Kammer folgte dieser Argumentation mit 149 zu 24
Stimmen. Letztere stammten vorwiegend aus der Grünen Partei aber auch von
Ratsmitgliedern der lateinischen Schweiz. 1
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